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Katastrophenforschungsstelle (KFS) 
Die Katastrophenforschungsstelle (KFS) verfolgte in KOPHIS das Ziel, die Vulnerabilität von hilfs- und pflegebedürftigen 
Menschen aus einer soziologisch und psychologisch geprägten Untersuchungsperspektive, am Beispiel eines Winter-
sturmszenarios, differenziert zu bewerten. Qualitative und quantitative Methoden wurden ergänzend eingesetzt und 
Handlungsempfehlungen entwickelt. 

Zusammenfassung 
Das vorliegende Policy Paper stellt die von der Katastrophenforschungsstelle (KFS) im Projekt KOPHIS generierten 
Handlungsvorschläge zur Sicherstellung der ambulanten Versorgung von Hilfs- und Pflegebedürftigen für Katastro-
phenschutzbehörden und andere politische Entscheider*innen vor. Es werden fünf Zielbereiche fokussiert und jeweils 
theoretisch untermauert.  
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In aller Kürze 
Dieses Policy Paper stellt die von der Katastrophenfor-
schungsstelle (KFS) im Projekt KOPHIS generierten Hand-
lungsvorschläge zur Sicherstellung der ambulanten Ver-
sorgung von Hilfs- und Pflegebedürftigen vor. Es richtet 
sich an Katastrophenschutzbehörden und politische Ent-
scheider*innen. Nach einer kurzen Diskussion der Frage, 
was Menschen allgemein und Hilfs- und Pflegebedürf-
tige im Speziellen vulnerabel macht, werden fünf Zielbe-
reiche und auf diese gerichtete Empfehlungen erörtert:  

I. Vernetzung, Zusammenarbeit und Einbindung  
II. Wahrnehmung und Berücksichtigung spezieller 

Bedarfe durch Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben (BOS) 

III. Vorbereitung von Pflegediensten auf Extremsitu-
ationen  

IV. Selbst- und Fremdhilfe der Bevölkerung  
V. Rahmenbedingungen  

Für jeden Zielbereich erfolgt zunächst eine theoretische 
Einbettung, an die sich die Handlungsempfehlungen ge-
trennt für die Katastrophenschutzbehörden und für po-
litische Entscheider*innen anschließen.  

Das Policy Paper thematisiert Handlungsempfehlungen, 
die bereits im Alltag umgesetzt werden können, da dort 
die Weichen für den Umgang mit Extremereignissen ge-
stellt werden. Im Alltag entscheidet sich, wer besonders 
verletzlich sein wird und wer nicht. Das ist die kritische 
Phase, in der getroffene Maßnahmen den größten Erfolg 
versprechen. 

Der Abbau von Vulnerabilitäten ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Lösungen für Hilfs- und Pflegebe-
dürftige und andere besonders gefährdete Menschen 
finden sich u. a. im politischen Engagement und in Stra-
tegien, den „Schwächsten“ unserer Gesellschaft den Zu-
gang zu notwendigen Ressourcen zur Bewältigung von 
Katastrophen zu ermöglichen. Die unterbreiteten Hand-
lungsempfehlungen sind daher nicht ausschließlich für 
hilfs- und pflegebedürftige Menschen formuliert. 

Ergänzt wird das Policy Paper durch ein Manual mit pra-
xisrelevanten Empfehlungen und Materialien für die 
operative Ebene der BOS.  [1] 

 

Vulnerabilitäten im Katastrophenfall 
Jeder Mensch ist verletzlich, aber die Wahrscheinlich-
keit Schaden zu nehmen, ist ungleich verteilt. Empirisch 
zeigt sich, dass diese Ungleichverteilung von Betroffen-
heiten nicht einfach auf besondere Personenmerkmale 
(wie Alter oder Grad einer Behinderung) zurückgeführt 
werden kann. Aussagekräftiger ist vielmehr eine 
differenzierte, situationsbezogene Analyse individu-
eller, struktureller, sozialer, ökonomischer und anderer 
Kontextbedingungen, die in ihrem Zusammenwirken 
diese Vulnerabilitäten und ihre ungleiche Verteilung 
entstehen lassen. [2–6] 

Die besondere, d.h. überdurchschnittliche Vulnerabilität 
von Personen(gruppen) wurzelt in bereits im Alltag be-
stehenden Mustern, [7–9] z. B. darin, wer welchen Zugang 
zu notwendigen Ressourcen hat.  [10–12] Die ungleiche 
Verteilung von Ressourcen bzw. Ressourcenzugängen in 
einer Gesellschaft behindert oder hindert einige Men-
schen, sich so wie es andere können, aus eigenen Kräf-
ten oder mit der Unterstützung anderer zu schützen. [2, 

13] Die Gestaltung des öffentlichen Raumes sorgt dafür, 
dass einige Menschen darin besser zurechtkommen als 

andere [14] und auch die Art und Weise, wie Informatio-
nen vermittelt werden, bevorteilt die einen und benach-
teiligt dazu im Verhältnis die anderen. Diese alltäglichen 
sozialen Barrieren wirken in Extremsituationen häufig in 
veränderter Form fort. [15] Werden spezielle Bedarfe, z. 
B. in der Kommunikation, beim Transport, bei der Unter-
bringung oder bei der medizinischen Versorgung von 
professionellen Hilfskräften nicht wahrgenommen oder 
nicht berücksichtigt, werden Menschen vulnerabel (ge-
macht). Es ist daher irreführend, Menschen aufgrund be-
stimmter Eigenschaften als vulnerabel zu bezeichnen, 
nur weil die Gesellschaft nicht immer schon die Bedarfe 
aller gleichermaßen berücksichtigt. Vielmehr erwachsen 
Vulnerabilitäten aus dem Zusammenspiel sozioökono-
mischer Bedingungen und individueller Eigenschaften [7] 
(Beispiele dafür siehe Tabelle 1). Diese Bedingungen und 
ihre Wirkung im Zusammenspiel mit individuellen Eigen-
schaften zu verstehen, ist Voraussetzung zum Abbau von 
Vulnerabilitäten. 
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Tabelle 1: Beispiele für das Zusammenspiel verschiedener Kontextbedingungen für Vulnerabilität 
Situation Besonders gefähr-

det, z. B.: 
Wenn mehrere der folgenden Bedingungen zusammenwirken, wie z. B.: 

Extreme 
Hitze 

Ältere Menschen 
(Bsp. Hitzewelle 
2013) 

- niedriger sozioökonomischer Status, weshalb sie z. B. häufiger in für Hitze ungünsti-
gen Regionen (fehlende Grünflächen) bzw. schlecht isolierten Gebäuden wohnen 

- soziale Isolation, weshalb Warnungen oder Handlungshinweise nicht erhalten wer-
den oder Unterstützung nicht gewährleistet ist 

- körperliche Vorerkrankungen bzw. schlechter Gesundheitszustand  
- ungünstige Bewältigungsstrategien (z. B. in der heißen Wohnung verbleiben); feh-

lendes Wissen über adäquate Handlungsstrategien 

Stromausfall 

Menschen, die auf 
strombetriebene 
Gerätschaften an-
gewiesen sind 
(z.B. Heimdialyse) 

- keine Notstromversorgung, weil z.B. kein Bewusstsein für die Notwendigkeit dafür 
vorhanden ist oder die finanziellen Möglichkeiten fehlen 

- keine Alternativversorgung, weil es keine Regelungen dafür gibt 
- keine schnelle Verlegung in ein Krankenhaus möglich, weil bspw. nicht bekannt ist, 

wer eine Verlegung benötigt oder weil Krankenhäuser keine Kapazitäten haben 

Evakuie-
rung, z.B. im 
Falle einer 
Bomben-
entschär-
fung 

Menschen mit mo-
torischen Ein-
schränkungen  
(z. B. Rollstuhlfah-
rer*innen; Bettlä-
gerige) 

- keine barrierefreien Flucht- oder Evakuierungsmöglichkeiten  
- keine auf ihre Bedarfe abgestimmten Evakuierungspläne, sodass sie in Gebäuden 

zurückgelassen werden (müssen) 
- keine Evakuierungsübungen  
- keine bevorzugte Hilfe bei Evakuierungen  
- die Anzahl in einer Region ist nicht bekannt und so kann keine abgestimmte Res-

sourcenplanung erfolgen  
- bei Rettungskräften besteht kein Wissen oder Bewusstsein über die besonderen 

Bedarfe  
- keine adäquaten bzw. erreichbaren Notunterkünfte, weshalb die Personen lieber 

im eigenen Haushalt verbleiben 
Menschen mit sen-
sorischen Ein-
schränkungen  

- Warnungen und Hinweise nicht auf Menschen mit sensorischen oder kognitiven 
Einschränkungen abgestimmt, weshalb sie bspw. die Aufforderung zur Evakuierung 
nicht erhalten bzw. Notausgänge nicht finden 

Nicht pas-
sierbare 
Verkehrs-
wege 

Menschen, die auf 
Versorgung durch 
andere (bspw. Pfle-
gedienste) ange-
wiesen sind 

- kein Notfallplan bei den Pflegediensten  
- kein Triagesystem bei den Pflegediensten  
- keine vorab organisierte alternative Versorgungsmöglichkeit, z. B. durch Nach-

bar*innen 
- kein Notfallplan bei den zu versorgenden Personen  
- keine Möglichkeit, Rettungskräfte zu involvieren 

 

Hilfs- und Pflegebedürftige: Im BMBF-geförderten 
Projekt KOPHIS1 wurde die Situation einer potenziell vul-
nerablen Personengruppe, die der ambulant betreuten 
Hilfs- und Pflegebedürftigen2, untersucht. Im Dezember 
2017 waren in Deutschland 3,4 Millionen Menschen 
pflegebedürftig, wovon 76 % (2,6 Millionen) zu Hause 
gepflegt wurden. [18] Die Zahl Hilfsbedürftiger ohne aner-
kannten Pflegegrad ist nicht bekannt; es kann von 
weiteren 6,5 Millionen Menschen in Deutschland ausge-
gangen werden, [19, 20] welche ebenfalls überwiegend am-
bulant betreut werden. 

In Deutschland leben demnach ca. 10 Millionen Men-
schen mit einem Hilfs- oder Pflegebedarf, das heißt mehr 
als jede*r zehnte in Deutschland Lebende ist hilfs- oder 

                                                           

1 www.kophis.de; Das Projekt und dessen Ergebnisse sind zusam-
mengefasst bei Krüger und Max (2019). [16] 

pflegebedürftig. Diese Zahl wird zukünftig stark anstei-
gen. [21]  

Die Projektergebnisse verdeutlichen, dass nicht die Hilfs- 
oder Pflegebedürftigkeit an sich, sondern erst das Zu-
sammenwirken mit anderen Bedingungen zu einer er-
höhten Gefährdung einer Person führt (siehe Abbildung 
1). [17, 19] 

 

2 Die zugrunde gelegten Definitionen finden sich bei Schander et 
al. (2019) [17] und Schulze et al. (2019). [1] 

http://www.kophis.de/
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Abbildung 1: Interagierende Variablen, die Menschen verletzlich machen (mit Fokus auf Hilfs- und Pflegebedürftige) 

Zielbereich I: Vernetzung, Zusammenarbeit und Einbindung intensi-
vieren 
An der Bewältigung von Extremsituationen im Kontext 
von Hilfs- und Pflegebedürftigkeit sind verschiedene Ak-
teur*innengruppen beteiligt. Außerhalb von Extremsitu-
ationen haben diese Akteur*innengruppen kaum Berüh-
rungspunkte; weder kennen sie sich zwangsläufig noch 
wissen sie über die Arbeitsweisen oder -abläufe der je-
weils anderen Bescheid. [22] Jede Akteur*innengruppe 
verfügt jedoch über spezielle Informationen, Fähigkei-
ten, Ressourcen oder Technologien, die sich ergänzen 
(siehe Tabelle 2). 

Pflegedienste: Gerade mit Blick auf fehlende Informa-
tionen über vulnerable Menschen und deren Bedarfe 
kann für Behörden und Organisationen mit Sicherheits-
aufgaben (BOS) eine Vernetzung und eine Zusammenar-
beit mit Pflegediensten bereichernd sein. Eine Weiterlei-
tung wichtiger Daten erfolgt derzeit nicht, da unterei-
nander nicht bekannt ist, wer welche Daten braucht 
bzw. hat und es keine gesetzliche Verpflichtung sowie 
datenschutzrechtlichen Regelungen dazu gibt. [23] 

Hilfs- und Pflegebedürftige: Hilfs- und Pflegebedürf-
tige bzw. ihre Interessenvertreter*innen können am 
besten Auskunft über ihre Unterstützungsbedarfe und -
ressourcen geben. Darüber hinaus haben viele von ihnen 
wertvolle Erfahrungen gesammelt und Bewältigungs-
strategien entwickelt, die sie an Katastrophenschutzbe-
hörden oder andere Menschen weitergeben können. [24, 

25] Unter Menschen mit Behinderungen konnte z. B. ein 

hohes Maß an Aktivismus beobachtet werden. [26] 50 % 
der Menschen mit Behinderungen würden gern im Kata-
strophenschutz mitarbeiten. [27] Eine partizipative Ein-
bindung besonders gefährdeter Gruppen kann diese so-
wohl im Vorfeld, als auch bei der Bewältigung von Ext-
remsituationen stärken. [28–30] 

Bevölkerung: In Extremsituationen zeigte sich in der 
Vergangenheit ein hohes Maß an gegenseitiger Unter-
stützung unter der Bevölkerung. [31–34] Bezogen auf hilfs- 
und pflegebedürftige Menschen scheint die Hilfsbereit-
schaft noch höher zu liegen. [19] Nach Ansicht der Vertre-
ter*innen der BOS ist diese Unterstützung im Katastro-
phenfall wichtig und erforderlich, da die Situation allein 
nicht zu bewältigen ist. [35] Derzeitig mangelt es noch an 
einer Zusammenarbeit mit bzw. einer Einbindung von 
sogenannten ungebundenen oder Spontanhelfenden. [35, 

36] Gründe dafür und wie eine Zusammenarbeit erfolg-
reich gestaltet werden kann, wurden u. a. im Projekt EN-
SURE unter Beteiligung der Katastrophenforschungs-
stelle erarbeitet. [36–38] 

Die Entwicklung von engen Beziehungen und Kooperati-
onen zwischen öffentlichen Gesundheitsbehörden, Pfle-
ge- oder anderen Diensten, Einsatzkräften und weiteren 
relevanten Stellen verbessert die Koordinierung, Kom-
munikation und Reaktion in Notfallsituationen. [39] Über 
Synergieeffekte können Kosten der einzelnen Beteiligten 
gesenkt werden. 



 

 

 

4 Schulze, K., Voss, M., Schander, J. und Jungmann, A. |   Sicherstellung der Versorgung hilfs- und pflege-
bedürftiger Menschen im Katastrophenfall 

Tabelle 2: Bedarfe und Potenziale wichtiger Akteur*innengruppen bei der Versorgung von Pflegebedürftigen in Extremsituationen 
Akteur*innengruppen … … benötigen … verfügen über 

Behörden und Organisati-
onen mit Sicherheitsauf-
gaben 

 Informationen über spezielle Bedarfe  
 Informationen darüber, wo sich Hilfs- 

und Pflegebedürftige aufhalten 
 Kenntnisse im Umgang mit und der 

Versorgung von Pflegebedürftigen 

 umfangreiche Erfahrungen und Kenntnisse im Bereich 
der Katastrophenbewältigung  

 wichtige Materialien und Ausrüstungen  

Pflegeinfrastruktur (z. B. 
Pflegedienste), Unterstüt-
zungseinrichtungen 

 Erfahrungen und Kenntnisse im Be-
reich der Katastrophenbewältigung 

 ggf. Hilfe bei der Versorgung ihrer 
Kund*innen in Extremsituationen 

 frühzeitige Informationen, z. B. über 
gesperrte Straßen 

 Informationen über spezielle Bedarfe, Versorgungs-
strukturen, alternative Versorgungsmöglichkeiten 

 Informationen, wo sich Hilfs- und Pflegebedürftige be-
finden 

 Kenntnisse im Umgang und der Versorgung von Hilfs- 
und Pflegebedürftigen 

 ggf. Zugang zur Wohnung 
 gute Vernetzung untereinander 

Dienstleister (z. B. Fahr-
dienste; Essen auf Rä-
dern) 

  Spezialausrüstung (z. B. Behindertenfahrzeuge) 
 Informationen über die Hilfs- und Pflegebedürftigen 

Hilfs- und Pflegebedürf-
tige, privates Netzwerk, 
Interessenvertreter*in-
nen 

 ggf. Hilfe bei der Versorgung in  
Extremsituationen 

 Informationen über spezielle Bedarfe, Versorgungs-
strukturen, alternative Versorgungsmöglichkeiten 

 Informationen, wo sich Hilfs- und Pflegebedürftige be-
finden 

Generelle Bevölkerung   ggf. Hilfe in Extremsituationen   Selbsthilfepotenzial 
 Unterstützungspotenzial 
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Fazit: Akteur*innengruppen außerhalb der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben stellen ein wert-
volles, aber oft übersehenes Unterstützungspotenzial dar. Daraus leiten sich folgende Empfehlungen ab: 

Zielbereich I: Vernetzung und Zusammenarbeit intensivieren  

 

 
 

 Netzwerk aufbauen bzw. am Aufbau beteiligen, z. B. durch 
 Fortlaufende Identifikation der relevanten Akteur*innengruppen (z. B. mittels Netzwerkkarte [18]) 
 Etablieren regelmäßiger Treffen (z. B. in Form von Runden Tischen; Sammelband) 
 Kennenlernen der Arbeitsweisen, des vorhandenen Knowhows, der Ressourcen, der Bedarfe bzw. 

Grenzen der anderen Akteur*innengruppen 
 Definition bzw. Abgrenzung von Rollen, Zuständigkeiten, Verantwortlichkeiten und Unterstüt-

zungspotenzialen 
 Festlegung der Formen der Zusammenarbeit  

 Insbesondere Pflegedienste, Interessenvertretungen und besonders gefährdete Personengruppen 
einbinden 

 Von anderen Akteur*innengruppen lernen, z. B. gemeinsame Schulungen bzw. Übungen durch-
führen 

 Möglichkeiten des Informations- bzw. Datenaustausches mit anderen Akteur*innengruppen 
eruieren  

 Bereits bei alltäglichen Einsätzen stärker zusammenarbeiten 

 Zusammenarbeit mit bzw. die Einbindung von ungebundenen Helfenden institutionalisieren 

 

 
 

 Verantwortliche*n für die Vernetzung bestimmen (bevorzugt bei Gemeinde- oder Stadtverwal-
tung)  

 Schulungen und Empfehlungen zum Thema „Vernetzung“ für verschiedene Akteur*innengrup-
pen entwickeln und anbieten 

 Möglichkeiten zum Datenaustausch schaffen, z. B. über gesetzliche Regelungen 

 Ressourcen bereitstellen 

Handlungsempfehlungen für Katastrophenschutzbehörden 
 

Handlungsempfehlungen für politische Entscheidungsträger*innen  
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Zielbereich II: Wahrnehmung und Berücksichtigung spezieller Bedarfe 
durch Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben 

Zwar rücken vulnerable Personengruppen mehr und 
mehr ins Bewusstsein der Behörden und Organisationen 
mit Sicherheitsaufgaben (BOS), eine durchgehende und 
stringente Beachtung der vom Durchschnitt der Bevölke-
rung abweichenden Bedarfe fehlt aber noch weitge-
hend. [40, 41] Selten werden bei der Planung explizit vul-
nerable Personengruppen und ihre Bedarfe besonders 
berücksichtigt. [26, 42–46]  

So werden spezielle Bedarfe sowohl bei alltäglichen Ein-
sätzen als auch bei der Risikoanalyse, bei Notfall-, 
Einsatz- oder Evakuierungsplänen, beim Betreu-
ungsdienst oder bei der Kommunikation mit der 
Bevölkerung nur bedingt bedacht (siehe Zusätzliche In-
formationen), was folgende Beispiele aus dem Projekt 
KOPHIS zeigen: [35]  

 „Das ist genau das, was mir Angst macht. Was ist mit 
Insulinpatient X, der plötzlich wegen irgendeiner Ka-
tastrophe weggebracht werden muss? Wenn er sich 
nicht selbst äußern kann, woher soll der Rettungs-
dienst […] wissen, dass dieser Mensch Insulin benö-
tigt.“ (b5, Absatz 151)  

 „Weil die einfach nur die Leute mitgenommen haben 
und darauf gehofft haben, dass die die adäquaten 
Antworten geben können, was sie aber nicht mehr 
geben konnten.“ (b5, Absatz 163) 

Gründe: Begründet wird die mangelnde Berücksichti-
gung der Bedarfe u. a. mit: 

 fehlenden Informationen über die vorhandenen spe-
ziellen Bedarfe [35]  

 fehlenden Informationen darüber, wo sich Personen 
mit besonderen Bedarfen aufhalten [35] 

 mangelndem Wissen darüber, wie die besonderen 
Bedarfe berücksichtig werden können [26, 35, 42]  

 fehlenden Materialien oder Richtlinien zur Arbeit mit 
vulnerablen Personengruppen [42] 

 mangelnden finanziellen und personellen Ressourcen 

[23, 35, 42, 47]  

Folgen: Das führt dazu, dass: 

 nach dem Prinzip der Triage vorgegangen wird und 
damit auch Hilfs- und Pflegebedürftige durch das Ras-
ter fallen [23, 42] 

 Hilfs- und Pflegebedürftige von vornherein als Ver-
luste einkalkuliert werden (z. B. „Im Verlauf des 
Szenarios ist allerdings davon auszugehen, dass 

Zusätzliche Informationen  
Risikoanalysen 
Risikoanalysen sollen die Grundlage für alle Planun-
gen und Maßnahmen im Bevölkerungsschutz dar-
stellen und als vorausschauendes Instrument er-
forderliche Bedarfe und Deckungslücken in den Ka-
pazitäten der Gefahrenabwehr ermitteln. [75] In den 
vom BBK bereitgestellten Arbeitshilfen zur Erstel-
lung von Risikoanalysen  [48] werden potenziell vul-
nerable Menschen als Verluste einkalkuliert ohne 
Optionen aufzuzeigen, wie diese Verluste vermie-
den werden können; bei den Punkten Personenbe-
förderungsbedarf, Unterbringung oder Verpfle-
gung werden besondere Bedarfe nicht themati-
siert; getroffene Maßnahmen konzentrieren sich 
auf stationär untergebrachte Menschen. Eine diffe-
renziertere Bedarfsermittlung und Identifikation 
geeigneter Maßnahmen, diese Bedarfe zu berück-
sichtigen, erfolgt nicht.  

Evakuierungsplanung 
Schätzungsweise 2 % der Bevölkerung würden 
nach eigener Einschätzung bei einer Evakuierung 
Hilfe vom Rettungsdienst oder der Feuerwehr be-
nötigen. [19] Die anderen bräuchten keine Hilfe oder 
bekommen Hilfe aus dem privaten Umfeld. Bei ver-
gangenen Extremsituationen waren Menschen mit 
Mobilitätseinschränkungen, Einschränkungen der 
Sehfähigkeit und ältere Menschen besonders ge-
fährdet. Diese Menschen brauchen bei einer Eva-
kuierung länger [76] bzw. sie ist ihnen unmöglich, 
wenn es keine auf ihre Bedarfe abgestimmten Eva-
kuierungspläne oder -übungen gibt. [26] Die meisten 
Evakuierungspläne erfordern die Fähigkeit zu ge-
hen oder zu fahren, zu sehen und zu hören; [41] nur 
selten gibt es barrierefreie Notausgänge. In Evaku-
ierungsplänen werden Menschen mit speziellen 
Bedarfen nicht priorisiert und bei Evakuierungen 
teilweise zurückgelassen. [26] Es besteht ein Mangel 
an Ressourcen und geeigneten Transportmitteln. 

[15]  
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Personen, die von medizinischen Geräten […] ab-
hängig sind, nicht rechtzeitig geholfen werden kann, 
und diese versterben. […] Die benötigten Ressourcen 
konzentrieren sich auf […] Notfallseelsorge.“ [48]) 

 den Hilfs- und Pflegebedürftigen bzw. ihren Angehö-
rigen die Verantwortung zur Selbsthilfe übertragen 
wird3 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

                                                           

3 Teilnehmende*r der KOPHIS-Abschlussveranstaltung; 
23./24.01.2019 

Zusätzliche Informationen  
Kommunikation mit der Bevölkerung  
Bei der Kommunikation mit und der Informierung 
der Bevölkerung nutzen die Behörden und Organi-
sationen mit Sicherheitsaufgaben zwar verschie-
dene Medien und denken auch unterschiedliches 
Nutzungsverhalten (z.B. Smartphones) mit, körper-
liche Voraussetzungen oder Einschränkungen spie-
len zum überwiegenden Teil aber noch keine Rolle. 
So sind bei einem Stromausfall bspw. Lautspre-
cherdurchsagen zur Informierung und Lichtinseln 
als Anlaufstellen geplant, [35] die hör- bzw. sehbe-
einträchtigte Menschen nicht wahrnehmen kön-
nen. Das verhindert eine Selbsthilfe. 

Zusätzliche Informationen  
Notunterkünfte und Notversorgung  
Notunterkünfte, die spezielle Bedarfe gefährdeter 
Personengruppen außer Acht lassen, können von 
diesen nicht genutzt werden. [26] Die größten Hin-
dernisse bei der Nutzung von Notunterkünften sind 
fehlende Erreichbarkeit und fehlende Barrierefrei-
heit, fehlendes medizinisches und pflegerisches 
Personal bzw. Ausstattung (z. B. Pflegebetten), feh-
lende Berücksichtigung diätetischer Anforderun-
gen und eine nicht auf hör- und sehbeeinträchtigte 
Menschen abgestimmte Informationspolitik inner-
halb der Unterkünfte. [40, 68, 69] Personen mit körper-
lichen oder anderen Einschränkungen werden dar-
über hinaus oft bei der Verteilung von lebensnot-
wendigen Gütern wie Nahrung, Wasser oder in der 
medizinischen Versorgung übersehen bzw. sie kön-
nen sich nicht in lange Warteschlangen anstellen. 
Diese Barrieren führen zu einer erhöhten Vulnera-
bilität der durch sie behinderten Menschen. 
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Fazit: Werden spezielle Bedarfe nicht wahrgenommen und berücksichtigt, erhöht das die Verletzlichkeit besonders 
gefährdeter Menschen zusätzlich. Daraus leiten sich folgende Empfehlungen ab: 

Zielbereich II: Wahrnehmung und Berücksichtigung spezieller Bedarfe durch 
Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben  

 

 

 

 Risikoanalysen, Notfall-, Einsatz- und Evakuierungsplanungen sowie die Planung von Not-
unterkünften und der Notversorgung mit Blick auf verletzliche Personengruppen durchführen 

 Kommunikationsformen als Standard etablieren, die verschiedene Kommunikationsbedarfe be-
rücksichtigen, z. B. durch 
 Kombination verschiedener Kommunikationsformen (auditiv und visuell) 
 Persönliche Ansprache (z. B. durch Pflegedienste, Nachbar*innen) 
 Einsetzen von TV mit Untertitel oder Personal, das Zeichensprache kennt, in Notunterkünften 
 Menschen mit besonderen Bedarfen bereits im Vorfeld von Extremereignissen wichtige Informati-

onen geben (z. B. wo sind für sie nutzbare Notunterkünfte, wie können sie dorthin gelangen, wo 
gibt es im Extremfall (Not-)Stromversorgung, Lebensmittel, Informationen) 

 Kenntnisse über Zusammensetzung der Bevölkerung und ihre Bedarfe generieren, z. B. durch  
 Nutzung von frei verfügbaren Daten (z. B. statistische Landesämter)  
 Durchführen von Bedarfsanalysen  
 Zusammenarbeit und Austausch mit Akteuren, die wichtige Informationen haben (siehe Zielbe-

reich I)  
 Einbinden von vulnerablen Personengruppen und deren Vertreter*innen in die Katastrophenvor-

sorge und die Planung von Notfallmaßnahmen (siehe Zielbereich I) 

 Anlauf- bzw. Meldestelle einrichten, wo Pflegedienste melden können, welche*n Patient*in sie 
nicht versorgen können 

 Fachberater*innen mit speziellen Kenntnissen über die differenzierten Bedarfe der Bevölkerung 
und bestehende Vulnerabilitäten im Stab einsetzen 

 Aus-, Fort- und Weiterbildungen anpassen und anbieten, die für die Thematik sensibilisieren 
und notwendiges Wissen vermitteln 

 Materialien und praktische Handreichungen v. a. für die operativen Kräfte entwickeln und verbrei-
ten  

 Übungen mit Blick auf spezielle Bedarfe durchführen und Menschen mit speziellen Bedarfen in 
Übungen (z. B. anstelle von Darsteller*innen) einbinden 

 Innerorganisationale Ressourcenumverteilung andenken, z. B. weg von einem homogenen 
Bevölkerungsansatz hin zu spezifischen Hilfen für vulnerable Gruppen 

Handlungsempfehlungen für Katastrophenschutzbehörden 
 



 

  

    
          

9 Katastrophenforschungsstelle   |   KFS Arbeitsmaterial   |   Nr. 06   |   2019   

  

 

 

 

 

 
 

 Anreize schaffen, z. B in Form von verbesserten Karrieremöglichkeiten oder gesetzlichen Verpflich-
tungen bzw. Vorgaben 

 Möglichkeiten zum Austausch von Daten schaffen, z. B. über gesetzliche Regelungen 

 Bereitstellen von finanziellen Mitteln und Personalausstattung verbessern 

Handlungsempfehlungen für politische Entscheidungsträger*innen  
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Zielbereich III: Pflegedienste auf Extremsituationen vorbereiten 

Pflegedienste sind für die Pflege von ca. einem Drittel 
der Pflegebedürftigen [18] sowohl im Alltag als auch in 
Extremsituationen verantwortlich. Können sie die Ver-
sorgung z. B. aufgrund eines Extremereignisses nicht auf-
rechterhalten, sind die von ihnen betreuten Personen 
besonders gefährdet.  

Die Mehrzahl der Pflegedienste in Deutschland ist nicht 
auf Extremsituationen vorbereitet. Im Projekt KLIMZUG 
wurde diese Thematik intensiv bearbeitet [49–51] und um-

fangreiche Vorschläge entwickelt (siehe Zusätzliche In-
formationen). Für eine fehlende Vorbereitung gibt es 
vielfältige tlw. interagierende Gründe: [17, 50] 

 mangelnde Erfahrungen mit Extremsituationen 
 fehlende Gefahrenwahrnehmung  
 fehlende Informationen bzw. Informationsmaterial 

zu Handlungsoptionen 
 mangelnde Ressourcen, vor allem personelle Res-

sourcen 

 

  

Zusätzliche Informationen  
Ausgewählte Maßnahmen zur Vorbereitung der Pflegedienste auf Katastrophen   
Pflegedienste sollten: [30, 49, 50]  
- Frühwarnsysteme einsetzen (z. B. Newsletter-Dienst des DWD) 
- Versorgungstriagen einführen und durchführen (welche Versorgung ist delegierbar, verschiebbar, zwin-

gend unmittelbar durchzuführen) 
- Risikoanalysen durchführen und Risikomanagement einführen 
- schriftliche, formale Notfallpläne und alternative Unterstützungspläne für Notfälle erstellen  
- regelmäßige Übungen durchführen 
- Kooperationsverträge abschließen 
- Backup-Kommunikationssystem einführen 
- Kopien der wichtigsten Patient*inneninformationen an mindestens zwei Orten vorhalten 
- Vorrat an wichtigen Medikamenten und Materialien haben 
- Wissen, wie wichtige Informationen an BOS weitergeleitet bzw. Hilfe angefordert werden kann 
- maximale Aufnahmekapazitäten definieren (z.B. für aus Krankenhäusern entlassene Patient*innen) 
- Mitarbeitende sollten einen persönlichen Notfall-/Evakuierungsplan haben 
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Fazit: Pflegedienste sind wichtige Akteure bei der Versorgung vieler hilfs- und pflegebedürftiger Menschen. Sind sie 
nicht auf Extremsituationen vorbereitet, gefährdetet das ihre Kund*innen. Es leiten sich folgende Empfehlungen ab: 

Zielbereich III: Pflegedienste auf Extremsituationen vorbereiten 

 

 

 

 Behilflich sein bei der Vorbereitung der Pflegedienste auf Katastrophen (z. B. bei Risikoanalysen, 
Notfall- und Evakuierungsplanung) 

 Informationsaustausch etablieren, sodass z. B. den BOS vorliegende Meldungen zu gesperrten 
Straßen zeitnah an Pflegedienste weitergleitet werden können (siehe Zielbereich I) 

 

 
 
 
 

 Sensibilisierung und Qualifizierung der Pflegedienste 

 Informationsmaterialien, Handreichungen und Arbeitshilfen erarbeiten und verbreiten 

 Qualifizierungsstrategie entwickeln, bzw. Aus-, Fort- und Weiterbildungen entwickeln und anbieten 

 Anreize schaffen, z. B. durch  
 ein Qualitätssiegel  
 verbesserte Karrieremöglichkeiten  
 verbindliche Vorgaben oder gesetzliche Verpflichtungen (z. B. zur Durchführung von Risikoanaly-

sen, zur Erstellung von Notfall- und Evakuierungsplänen, zur Vorhaltung von Backup-Lösungen) 

 Möglichkeiten zum Datenaustausch schaffen, z. B. über gesetzliche Regelungen (siehe Zielbereich I) 

 Bereitstellen von finanziellen Mitteln und Personalausstattung verbessern 

 Rahmenbedingungen schaffen (siehe Zielbereich V) 

Handlungsempfehlungen für Katastrophenschutzbehörden 
 

Handlungsempfehlungen für politische Entscheidungsträger*innen  
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Zielbereich IV: Selbst- und Fremdhilfe der Bevölkerung stärken 

BOS können in Extremsituationen nicht allen hilfsbedürf-
tigen Personen helfen. Die Bevölkerung ist zu einem ho-
hen Maße auf Selbst- und Fremdhilfe angewiesen. Die 
Bereitschaft dazu ist groß. [19, 31] Häufig mangelt es an 
Wissen und der Vorbereitung auf Katastrophen: 

 16 % fühlen sich gut auf Katastrophen vorbereitet. [52] 
 31 % wüssten, wie sie sich im Katastrophenfall zu ver-

halten haben.  [52] 
 38 % haben Lebensmittel, 50 % Getränke und 77 % 

notwendige Medikamente für mehr als fünf Tage vor-
rätig. [19] 

 28 % haben ein Notgepäck, 45 % eine Liste mit Not-
fallkontakten, 12 % ein Notstromaggregat, 37 % Cam-
pingkocher mit Gaskartusche o. ä. im Haus. [19] 

Die Gründe für eine unzureichende Vorsorge sind vielfäl-
tig: Es mangelt u. a. an einer Risikowahrnehmung und an 
Erfahrungen [19, 52] sowie an einem Problembewusstsein 
und an Ressourcen [19] (siehe Abbildung 2), wobei die in-
teragierenden Gründe individuell variieren.  

 
Abbildung 2: Genannte Gründe für eine mangelnde Vorsorge [17] 
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Diversität der Bevölkerung: Die Gesellschaft setzt sich 
aus unterschiedlichen Individuen mit einer Bandbreite 
von Persönlichkeitseigenschaften, Motiven, Lebenssitu-
ationen, Familienkonstellationen, Ressourcenzugängen 
etc. zusammen. All das beeinflusst, wie sich Menschen 
auf Extremsituationen vorbereiten und wie sie agieren 
(siehe Zusätzliche Informationen). [19]  

Hilfs- und Pflegebedürftige: Menschen mit einem 
Hilfs- oder Pflegebedarf sehen sich in der Mehrzahl 
(76 %) selbst für ihre Versorgung in Extremsituationen 
verantwortlich. [19] Viele können je nach Situation selbst-
bestimmt agieren. [19] Persönliche, soziale, strukturelle o-
der andere Gegebenheiten können sie jedoch in ihrem 
Handlungsspielraum einschränken, z. B.: 

 Werden Menschen, die im Alltag auf einen elektri-
schen Rollstuhl angewiesen sind, ohne ihren Rollstuhl 
evakuiert und in eine Notunterkunft gebracht, kön-
nen sie sich nicht mehr selbstbestimmt in der Unter-
kunft bewegen. 

 Verfügen Menschen, die lebenswichtige elektrische 
Gerätschaften nutzen, über keine alternative Strom-
versorgung, sind sie bei einem Stromausfall nicht 
mehr handlungsfähig.  

 Haben Menschen, die bei der Einnahme von lebens-
wichtigen Medikamenten auf Pflegedienste angewie-
sen sind, keine Medikamentenvorräte (weil sie bspw. 
täglich vom Pflegedienst mitgebracht werden) und 
können die Pflegekräfte aufgrund unpassierbarer 
Straßen ihre Kundin*innen nicht erreichen, können 
diese die Medikamente alternativ nicht selbst ein-
nehmen bzw. durch Verwandte oder Nachbar*innen 
verabreicht werden. [53] 

In einer Extremsituation wie einem Wintersturm mit 
Stromausfall bräuchten nach eigenen Angaben der Hilfs- 
und Pflegebedürftigen: [19]   

 65 % eine irgendwie geartete Hilfe 
 50 % eine medizinische Versorgung 
 34 % Hilfe bei einer Evakuierung 

Art und Ausmaß der Unterstützungsbedarfe sind dabei 
individuell verschieden.4 

Privates Pflegenetzwerk: Bei der alltäglichen Versor-
gung sind Hilfs- und Pflegebedürftige i. d. R. auf ein 
selbst organisiertes Unterstützungsnetzwerk angewie-

                                                           

4 Einen detaillierten Einblick in die Vielfältigkeit der Situation der 
Hilfs- und Pflegebedürftigen im Alltag am Beispiel der Stadt Wil-
lich geben Schander et al. 2019(54). 

sen, welches überwiegend aus privaten Akteur*innen-
gruppen besteht; [17, 55, 56] so auch in Extremsituationen: 

[19]  

 89 % hätten Personen, die ihnen von sich aus helfen. 
 87 % würden sich Hilfe suchen, hauptsächlich bei 

Nachbar*innen (54 %), Familie (33 %) oder Bekann-
ten (21 %). 

 77 % würden bei einer Evakuierung Hilfe von der Fa-
milie und 58 % von Nachbar*innen erwarten. 

Zusätzliche Informationen  
Bevölkerungstypen  
Im Projekt KOPHIS konnten von der Katastrophen-
forschungsstelle acht Typen identifiziert werden, 
die sich bzgl. der Möglichkeiten zur Selbst- und 
Fremdhilfe bei einem Wintersturm mit Stromaus-
fall teils stark unterscheiden. Hier besonders rele-
vant sind diese vier Typen: [19, 77]  
„Rüstige Rentner*innen“ (Cluster 2; 11,4 %): äu-
ßern eher geringe Bedarfe, sind selten hilfs- oder 
pflegebedürftig, sorgen vor und haben eine gute 
soziale und ökonomische Ressourcenausstattung. 
„Unvorbereitete“ (Cluster 6; 16,5 %): verfügen 
über geringe Vorräte und nur begrenzte Unterstüt-
zung im Sozialraum. Obwohl sie umfangreiche öko-
nomische Ressourcen haben, sehen sie seltener 
eine Notwendigkeit zur Vorsorge.  
„Bedürftige“ (Cluster 7; 5,4 %): haben hohe (auch 
medizinische) Versorgungs- und Hilfsbedarfe sowie 
geringe Vorräte, was häufiger mit fehlenden finan-
ziellen Möglichkeiten begründet wird. Sie verfügen 
über geringere ökonomische und Bildungsressour-
cen.  
„Hilfs- und Pflegebedürftige“ (Cluster 3; 12, 4%): 
zeichnen sich durch einen Pflegebedarf im Alltag 
und hohe Bedarfe in Extremsituationen aus. Sie 
verfügen über geringe ökonomische Ressourcen 
und vertrauen vorrangig ihrem sozialen Netzwerk 
bei der Bewältigung von Extremsituationen.  
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Hilfs- und pflegebedürftige Menschen würden sich in ei-
nem größeren Maße als die sonstige Bevölkerung in ei-
ner Extremsituation Hilfe in ihrem privaten Netzwerk 
und nicht bei BOS suchen.  [19] Das macht sie für die BOS 
weniger sichtbar. Auch fragen bspw. ältere Menschen im 
Nachgang von Katastrophen seltener Hilfe an, [57, 58] z. B. 
aus Angst vor Stigmatisierung [59] oder weil sie Schwierig-
keiten bei der Beantragung haben. [60] 

Es gibt auch hilfs- und pflegebedürftige Personen, die in 
Extremsituationen keine Unterstützung im privaten Um-
feld haben oder wahrnehmen können: [19]  

 Bei 14 % der Hilfs- und Pflegebedürftigen lebt die sie 
im Alltag pflegende Person 2 km oder weiter ent-
fernt. 

 36 % der Hilfs- und Pflegebedürftigen, die in Extrem-
situationen auf Hilfe angewiesen wären, hätten keine 
weitere Hilfe und müssten auf Hilfe warten. 

Ressourcenausstattung: Hilfs- und pflegebedürftige 
Menschen sind nicht nur (bzw. nicht ausschließlich) auf-
grund ihres Unterstützungsbedarfes in Extremsituatio-
nen besonders gefährdet. Wie häufig bei vulnerablen 
Personengruppen zu beobachten ist, verfügen sie insge-
samt über eine geringere Ressourcenausstattung als die 
durchschnittliche Bevölkerung. Hilfs- und Pflegebedürf-
tige:  

 haben geringere ökonomische Ressourcen [54, 61, 62]  
 nehmen geringere soziale Unterstützung wahr [54] 
 leben häufiger sozial isoliert [17, 35] 
 haben niedrigere Bildungsabschlüsse [54]  

Das hat u. a. Auswirkungen auf die Vorsorge. Während 
sich die Vorratshaltung der Hilfs- und Pflegebedürftigen 
nicht wesentlich von der der sonstigen Bevölkerung un-
terscheidet (obwohl sie häufiger ein Notgepäck oder 
Notstromaggregat haben), zeigen sich signifikante Un-
terschiede bei den genannten Gründen: Hilfs- und Pfle-
gebedürftige geben seltener an, dass sie die Notwendig-
keit dafür nicht sehen bzw. keine Lust haben, aber häu-
figer, dass ihnen das Geld dazu fehlt. [54] 

Außerdem fehlt es an auf sie zugeschnittenen Informati-
onsmaterialien. Broschüren oder Schulungen, die ihre 
besonderen Bedarfe und beschränkten Ressourcen nicht 
berücksichtigen, können von den Hilfs- und Pflegebe-
dürftigen häufig nicht umgesetzt werden bzw. einen ein-
schüchternden [63] oder abschreckenden Effekt haben. [64]  

Pflegende Privatpersonen: Pflegende Angehörige 
bzw. andere privat pflegende Personen sehen sich selbst 
für die Versorgung der hilfs- und pflegebedürftigen Per-
son in Extremsituationen in der Verantwortung, [19] kom-
men unter derzeitigen Bedingungen jedoch schnell an 
ihre Belastungs- und Handlungsgrenzen: [19]   

 11 % könnten der von ihnen im Alltag gepflegten Per-
son in Extremsituationen nicht helfen. 

 43 % der pflegenden Privatpersonen sind bereits im 
Alltag durch die Pflege sehr belastet oder überlastet, 
weitere 50 % etwas belastet. 

 50 % der pflegenden Privatpersonen wären in Ex-
tremsituationen selbst auf Hilfe angewiesen. 

 32 % der pflegenden Privatpersonen wären in Ex-
tremsituationen selbst auf eine medizinische Versor-
gung angewiesen. 

 Pflegende Privatpersonen sind selbst oft hilfs- oder 
pflegebedürftig.  

Nachbarschaft: In der Nachbarschaft findet sich eine 
hohe Hilfsbereitschaft [19]. Eine Umsetzung der vorhan-
denen Handlungsbereitschaft in tatsächliche Handlun-
gen erfolgt unter bestimmten Bedingungen: [19]   

 96 % würden helfen, wenn die hilfs- und pflegebe-
dürftige Person bzw. deren Angehörige*r darum bit-
ten würden. 

 90 % würden nach einem öffentlichen Aufruf helfen. 
 61 % würden vorwiegend den Personen helfen, die 

sie kennen.  
 52 % würden nur helfen, wenn sie selbst bzw. deren 

Angehörige keine Hilfe brauchen bzw. versorgt sind. 
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Fazit: Die Bevölkerung muss sich zu einem gewissen Grad in Extremsituationen gegenseitig helfen. Die Bereitschaft 
dazu ist groß; es mangelt jedoch an einer Risikowahrnehmung, an Kompetenzen und an Möglichkeiten diese Bereit-
schaft in tatsächliches Handeln umzusetzen. Daraus leiten sich folgende Empfehlungen ab: 

Zielbereich IV: Selbst- und Fremdhilfe der Bevölkerung stärken 

 
 

 

 Autonomie besonders gefährdeter Menschen aufrechterhalten, indem z. B.  
 Geh-, Seh-, Hörhilfen etc. bei der Person verbleiben 
 Kommunikationsbedarfe berücksichtigt werden und Informationen auch die Menschen mit einge-

schränkter Wahrnehmung erreichen (siehe Zielbereich II) 

 Hilfspotenziale nutzen (z. B. durch öffentliche Aufrufe; siehe Zielbereich I) 

 
 

 
 

 Offene und ehrliche Kommunikation darüber, was Katastrophen- bzw. Bevölkerungsschutz leis-
ten kann und was nicht  

 Strategie zur differenzierten Kommunikation mit der heterogenen Bevölkerung entwickeln:  
 basierend auf Forschungsergebnissen  
 passgenau zugeschnitten auf verschiedene Bevölkerungsgruppen 
 Handlungsschritte festlegen (z. B. adressatenspezifische, ansprechende Materialien, Schulungen, 

Übungen)  
 Umsetzung der Handlungsschritte (mehrere und verschiedene Kanäle proaktiv nutzend) 
 auf einer Evaluation beruhende kontinuierliche Anpassung 

 Differenzierte, proaktive und niederschwellige Ansprache vulnerabler Personengruppen, z. B.  
 über Personen, zu denen sie ein besonderes Vertrauen haben (bei Pflegebedürftigen z. B. Pflege-

dienste, (Haus-)Ärzte, Mitarbeitende in Krankenhäusern, in Begegnungsstätten, Sozialamt, etc.) 
 Sensibilisierung für und Informierung über Extremsituationen sowie entsprechende Vorsorge-

maßnahmen als integralen Bestandteil der medizinischen und pflegerischen Versorgung etablie-
ren 

 Benutzerfreundliche Materialien entwickeln, die auf spezielle Bedarfe zugeschnitten sind und 
eine möglichst selbständige Bewältigung der Situation begünstigen, z. B. speziell für  
 Heimdialysepatient*innen und ihre Angehörigen 
 Personen, die auf strombetriebene Gerätschaften angewiesen sind und ihre Angehörigen  
 mobilitätseingeschränkte Menschen und ihre Angehörigen  
 chronisch kranke Menschen und ihre Angehörigen  
 sehbeeinträchtigte Menschen und ihre Angehörigen 
 hörbeeinträchtigte Menschen und ihre Angehörigen 
 Menschen, die auf eine tägliche pflegerische Versorgung angewiesen sind und ihre Angehörigen 

 

Handlungsempfehlungen für Katastrophenschutzbehörden 
 

Handlungsempfehlungen für politische Entscheidungsträger*innen I 
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 Schulungen (z. B. für Angehörige), die auf spezielle Bedarfe zugeschnitten sind, entwickeln und 
durchführen 

 Unterstützung der Vorsorge von Personengruppen mit geringen ökonomischen Ressourcen, z. B.  
 öffentlich geförderten Starter-Kits für den Katastrophenfall (z. B. der im Projekt entwickelte KO-

PHIS-Koffer) bereitstellen 
 Backup-Lösungen wie Notstromaggregate finanzieren oder ins Leistungsspektrum der Kranken-

kassen aufnehmen   

 Entlastung pflegender Angehöriger und anderer privater Pflegepersonen 

 Vernetzung innerhalb der Nachbarschaft fördern, z. B. durch Quartiersmanagement, Unter-
stützung und Initiierung von Nachbarschaftsaktivitäten etc.   

 

Handlungsempfehlungen für politische Entscheidungsträger*innen II 
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Zielbereich V: Rahmenbedingungen schaffen 

Die im Alltag bestehenden Muster der Gemeinschaft bil-
den die Grundlage für Vulnerabilitäten in Extremsituati-
onen [7, 9] und für deren Abbau. Ein gut funktionierender 
Alltag, in dem Menschen einerseits möglichst selbstän-
dig agieren, andererseits aber auch auf die Solidarität 
anderer vertrauen können, ist die Voraussetzung für 
eine weitgehend unabhängige und eigenständige Bewäl-
tigung von Extremsituationen. [15, 65, 66] Für Hilfs- und Pfle-
gebedürftige sowie andere Minderheiten kann aber be-
reits die selbständige Alltagsbewältigung aufgrund exis-
tierender Barrieren eine Herausforderung darstellen. [67] 
Häufig genannte Barrieren sind z. B.:   

 strukturelle Probleme im Pflegebereich [23]   
 überlastete private Pflegepersonen [19] 
 schlecht ausgebaute Infrastruktur, wie z.B. öffentli-

che Verkehrsmittel, medizinische Versorgung [23, 26, 68]  
 fehlende Ruhepunkte im öffentlichen Raum, um z. B. 

auch weitere Strecken selbständig zu Fuß zurückzule-
gen [23] 

 fehlende Berücksichtigung spezieller Bedarfe im All-
tag z. B. bei Evakuierungsplänen von öffentlichen Ge-
bäuden etc. [42] oder durch die Massenmedien [15, 41, 69]  

 von der Gesellschaft ausgeschlossen sein, keine Rolle 
bei gesamtgesellschaftlichen Entscheidungsfindun-
gen zu spielen [7, 23, 70]  

 Diskriminierung, Stigmatisierung und Ausgrenzung [65, 

66] 
 geringe eigene Ressourcen [7, 43, 71]  
 mangelnde Ressourcen bei BOS und Pflegediensten 

[35] 

Strukturelle Probleme im Pflegebereich: Hilfs- und 
Pflegebedürftige nahmen folgende Probleme im Pflege-
sektor wahr: [23]  

 stark überlastetes Personal  
 unattraktiver Beruf, wegen schlechter Bezahlung und 

geringer Wertschätzung des Berufes 
 zu hoher Dokumentationsanteil im Vergleich zur ei-

gentlichen Arbeit mit dem Menschen 

All diese Punkte führen bereits im Alltag zu Unzuverläs-
sigkeit der ambulanten Pflegekräfte.  

Armut: Ärmeren Menschen bereitet es schon im Alltag 
Schwierigkeiten, ihre Grundbedürfnisse zu befriedi-
gen. [67] Das hat Auswirkungen auf ihre Fähigkeit Extrem-
situationen zu bewältigen:  

 Sie brauchen länger, um sich von Extremereignissen 
zu erholen. [43, 72]  

 Sie leben häufiger in besonders gefährdeten Regio-
nen oder unter schlechten Wohnbedingungen, was 
häufig zu einer Übersterblichkeit führt. [7]  

 Sie müssen häufiger Notunterkünfte oder temporäre 
Unterkünfte nutzen und bleiben dort länger. [11, 71, 73] 

Ein Katastrophenschutz, der sich an den ökonomisch 
Schwächsten orientiert, ist nicht nur menschlicher, son-
dern auch kostengünstiger. [7]  

Ausgeschlossen sein: Marginalisierte Minderheiten 
fühlen sich oft von der Gemeinschaft ausgeschlossen. [29] 
Hilfs- und Pflegebedürftige, besonders die älteren unter 
ihnen, empfinden es teilweise als Ungerechtigkeit, wie 
mit ihnen umgegangen wird: Sie fühlen sich bestraft. Da-
für, dass sie Kinder großgezogen und Angehörige ge-
pflegt hätten, um am Ende selbst pflegebedürftig zu 
sein, kaum Rente zu bekommen und niemanden zu ha-
ben, der sich um sie kümmere. Sie fühlen sich vergessen; 
insbesondere von den Politiker*innen, die Politik weit 
weg vom Alltag der Hilfs- und Pflegebedürftigen machen 
würden.  [23] 

Die Resilienz verschiedener Personengruppen hängt 
aber von deren Verhältnis zu anderen wie auch zu den 
Entscheidungsträger*innen einer Gemeinschaft ab, [7] 
z. B. inwieweit letztere sie und ihre Interessen vertreten. 
Um sich vor Auswirkungen von Extremsituationen zu 
schützen, ist es notwendig, eine autonome Kontrollkom-
petenz bei sich selbst wahrzunehmen, [7] auch in Alltags-
situationen. Der Schlüssel dazu sind Anerkennung und 
Empowerment. [28, 41]  

Ressourcen der BOS und Pflegedienste: Ein großes 
Hindernis bei der Sicherstellung der ambulanten Versor-
gung hilfs- und pflegebedürftiger Menschen wird im Res-
sourcenmangel gesehen. Es fehlen vor allem finanzielle 
und personelle Mittel sowohl bei den BOS als auch bei 
den Pflegediensten. [23, 35, 42, 47] 

Darüber hinaus wünschen sich die Akteur*innengrup-
pen gesetzliche Vorgaben oder Richtlinien. [23, 42] 
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Fazit: Um die ambulante Versorgung hilfs- und pflegebedürftiger Menschen in Extremsituationen sicherzustellen, 
fehlt es derzeit an den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. Daraus leiten sich folgende Empfehlungen ab: 

Zielbereich V: Rahmenbedingungen schaffen 

 

 

 

 Identifizierung von Barrieren, die zu einer erhöhten Verletzlichkeit verschiedener Personengrup-
pen im Alltag führen, z. B. mittels Bedarfsanalysen  

 Abbau dieser Barrieren, z. B. durch 
 Reduktion sozialer Ungleichheit  
 Ausbau der Infrastruktur (z. B. öffentlicher Nahverkehr; Ärzte; Apotheken; Bildung; Bänke; Ruhezo-

nen; Grünflächen) 
 Verpflichtende Notfall- und Evakuierungspläne und -übungen, die spezielle Bedarfe berücksichti-

gen, für Vermieter*innen, Unternehmen, öffentliche Einrichtungen, Gemeinde-/Stadtverwaltung 
etc. 

 Erarbeitung und Verbreitung von Informationsmaterial zur Berücksichtigung spezieller Bedarfe für 
Vermieter*innen, Unternehmen, öffentliche Einrichtungen, Gemeinde-/Stadtverwaltung etc. 

 Massenmedien für spezielle Kommunikationsbedarfe sensibilisieren 

 Integration marginalisierter Minderheiten in die Gesellschaft, z. B. durch Partizipation und 
Gewährung von Mitsprache auf allen Ebenen fördern 

 Pflegeberuf weiter stärken, z. B.  
 Zeit für Beratung bzgl. Vorsorge durch Pflegedienste abrechenbar/einberechnen? 
 Pflegepersonal-Stärkungsgesetz auch für ambulante Pflege 

 Ressourcen für BOS und Pflegedienste bereitstellen 

 Gesetzliche Regelungen bzw. Verpflichtungen durchsetzen 

 Pflege bzw. Entwicklung einer Kultur der Achtsamkeit, der Anerkennung und des Empowerments 
der besonders vulnerablen Menschen 

 

Handlungsempfehlungen für politische Entscheidungsträger*innen 
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Fazit 
Hilfs- und pflegebedürftige Menschen sind sowohl im 
Alltag als auch in Extremsituationen auf Unterstützung 
von anderen Menschen und/oder technischen Gerät-
schaften angewiesen. Eine Unterbrechung der Versor-
gung kann lebensbedrohliche Konsequenzen haben.  

Die Sicherstellung der ambulanten Versorgung hilfs- und 
pflegebedürftiger Menschen auch in Extremsituationen 
ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die politisch 
getragen und gefördert werden muss, um erfolgreich zu 
sein. Die Vulnerabilität bzw. Resilienz dieser Personen-
gruppen hängt nicht primär von individuellen Merkma-
len ab. Entscheidend ist vielmehr, ob ihnen andere acht-
sam, sensitiv und mit einer besondere Bedarfe als keiner 

Rechtfertigung bedürftig betrachtenden Einstellung be-
gegnen. Die Vulnerabilität und Resilienz aller Bevölke-
rungsgruppen, einschließlich der hilfs- und pflegebedürf-
tigen, ist mindestens ebenso durch die Einstellung ande-
rer determiniert wie durch die individuellen Einschrän-
kungen. 

Einer der Schlüsselfaktoren für Vulnerabilitäten ist sozi-
ale Ungleichheit. [13] „Die Herstellung gesicherter Lebens-
verhältnisse im globalen Maßstab […] wird […] zum 
Schutz vor Katastrophen, zu einer sehr weitreichenden 
und umfassenden Daseinsvorsorge.“ [74] Dazu ist ein Zu-
sammendenken und -handeln von Katastrophenschutz 
und Sozialpolitik notwendig. [25]  

Folgende Ziele für Katastrophenschutzbehörden und andere politische Entscheidungsträger wurden formuliert: 

I. Vernetzung und Zusammenarbeit mit sowie Einbindung von allen Gesellschaftsgruppen intensivie-
ren (z. B. im Ehrenamt, bei Vernetzungstreffen, bei der Planung, bei Übungen, bei Schulungen) 

II. Wahrnehmung und Berücksichtigung spezieller Bedarfe durch Behörden und Organisationen mit Si-
cherheitsaufgaben (z. B. durch angepasste Aus-, Fort- und Weiterbildungen) 

III. Pflegedienste auf Extremsituationen vorbereiten und sie bei Planungen unterstützen 

IV. Selbst- und Fremdhilfe der Bevölkerung stärken, z. B. durch differenzierte Risikokommunikation  

V. Rahmenbedingungen schaffen, z. B. durch Partizipation und Ressourcenausstattung, insbesondere 
aber durch die Pflege bzw. Entwicklung einer Kultur der Achtsamkeit, der Anerkennung und des Em-
powerments der besonders vulnerablen Menschen
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